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A. Einführung: das Recht auf Bildung

Bildung ist ein wichtiges Gut – sowohl für den Einzelnen, als auch für die Gesellschaft. 
So offensichtlich diese Aussage sein mag, so deutlich ist ihre Bedeutung nochmals in der 
so genannten COVID-19-Pandemie geworden: Bis dahin wurde der Schulbesuch im Kon-
fliktfall unter dem Gesichtspunkt der Schulpflicht (§§ 63 ff. NSchG) diskutiert, so dass sich 
Schulpflichtige gelegentlich gegen den Schulbesuch wehrten. Während der Pandemie hin-
gegen ersuchten Schülerinnen und Schüler bzw. deren Eltern – teils im Wege einstweili-
gen Rechtsschutzes1 – um „Wiedereröffnung“ der Schulen bzw. Durchführung von Prä-
senzunterricht. Statt der Schulpflicht stand nunmehr das „Recht auf Schule“ im Fokus.

Das Individuum ist bei seinem Bestreben, eine (gute) Bildung zu genießen, oft auf den 
Staat angewiesen: Sei es in Form von staatlichen Kindertageseinrichtungen, staatlichen 
Schulen und Hochschulen und öffentlichen Angeboten der Erwachsenenbildung (z. B. die 
Volkshochschulen) – aber auch in Form von staatlicher Ausbildungsförderung oder der 
Ausbildung durch den Staat selbst (z. B. in Form des Rechtsreferendariats). Es stellt sich 
damit die Frage, welche Mittel die Rechtsordnung dem Einzelnen in die Hand gibt, um 
sein(e) Bildungsvorhaben mit Hilfe des Staates zu realisieren.

Dies geschieht zum Ersten mit Hilfe von einfachgesetzlichen Ansprüchen: Als Bei-
spiele zu nennen sind das Recht auf Betreuung in einer Kindertageseinrichtung (§ 24 III 
SGB VIII) und der Anspruch auf Ausbildungsförderung (§ 7 BAföG). Zum Zweiten kann 
in bestimmten Konstellationen Verfassungsrecht ein Teilhaberecht an Bildungschancen 
vermitteln; dies ist etwa beim Hochschulzugang der Fall (Art. 12 I 1 i. V. m. Art. 3 I GG)2.

Jedoch ist nicht nur zwischen verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen subjek-
tiven Rechten zu unterscheiden. Es gibt auch eine Mehrzahl an staatlichen Akteuren, die 
für Bildung zuständig sind. Aufgrund der „Kulturhoheit“3 der Länder (Artt. 30, 70 I GG) 
sind vorrangig die Bundesländer für Bildung zuständig. Daneben treten Bund und die kom
munalen Gebietskörperschaften.

Diese Pluralität wirft die Frage auf, ob es quasi an der Spitze der „Normenpyramide“4 
ein allgemeines Recht auf Bildung oder mehrere Rechte auf Bildung in den einzelnen 
„Bildungsstationen“ gibt. Diese „Spitze“ ist die Verfassung der Bundesrepublik Deutsch-
land, das Grundgesetz.

In der vorliegenden Arbeit soll daher das verfassungsrechtliche Recht auf Bildung un-
tersucht werden. Dies soll jedoch nicht nur in Bezug auf das Grundgesetz erfolgen. Viel-
mehr soll die Untersuchung auf alle politischen Systeme „auf deutschem Boden“ seit 1919 

1  Vgl. statt vieler VG Berlin, BeckRS 2021, 4015.
2  BVerfGE 147, 253.
3  BVerfGE 6, 309, 310.
4  Stern/Sodan/Möstl/Wolff, Staatsrecht I, § 15 Rn. 88.
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erweitert werden. Diese politischen Systeme sind die Weimarer Republik, der National-
sozialismus, die „Besatzungszeit“ (1945 – 1949), die Deutsche Demokratische Republik 
sowie die Bundesrepublik Deutschland. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf der Reichs- 
bzw. Bundesebene; auf die Länder soll nur kursorisch eingegangen werden.

Die Untersuchung der einzelnen politischen Systeme erfolgt stets nach dem gleichen 
Aufbau. Dieser ist an der Biographie des Bildungssubjekts orientiert: den einzelnen Bil-
dungsstationen „Familie“, „vorschulische Bildung“, „schulische Bildung“, „akademische 
Bildung“ bzw. (zeitlich alternativ dazu) die „berufliche Bildung“ sowie gleichsam ab-
schließend die „Erwachsenenbildung“.

Die vorliegende Arbeit enthält damit rechtsvergleichende, historische, politikwissen-
schaftliche, sozialwissenschaftliche und pädagogische Elemente. Gleichwohl handelt es 
sich in erster Linie um eine juristische Untersuchung. Dies bedeutet, dass sie nicht den 
Anspruch erheben kann, Aspekte im Kontext der genannten anderen Wissenschaften er-
schöpfend darzustellen oder zu bewerten. Auf historische, pädagogische und politikwis-
senschaftliche Facetten kann daher nur punktuell und im juristischen Zusammenhang ein-
gegangen werden.



B. Weimarer Republik

I. Einführung

Die Verfassungen in der Bundesrepublik Deutschland orientieren sich an der Weimarer 
Reichsverfassung: Das Grundgesetz hat sie nicht nur als Vorbild1, sondern verweist ex-
plizit auf einige ihrer Normen (Art. 140). Auch die vor dem Grundgesetz erlassenen Lan-
desverfassungen knüpfen weitgehend an sie als Vorbild an.2 Die Weimarer Reichsverfas-
sung hingegen war die erste (in Kraft getretene) demokratische Verfassung auf deutschem 
Boden. Sie war zugleich die erste (in Kraft getretene) mit einem Grundrechtsteil.3 Daher 
kann sie auf keiner „Tradition“ gründen.

Dies bedeutet unter anderem, dass eine Grundrechtsdogmatik erst noch entwickelt wer-
den musste. Auch darf bei einer heutigen Interpretation der Weimarer Reichsverfassung 
nicht etwa ein „bundesrepublikanisches“ Rechtsverständnis zugrunde gelegt werden. Viel-
mehr müssen ihre Auslegung und eine Darstellung der bildungsbezogenen Normen gemäß 
dem damaligen Verständnis erfolgen.

1. Gesetzgebungsverfahren

Als Ausgangspunkt für das zeitgenössische Verständnis ist das Gesetzgebungsverfah-
ren kurz darzustellen. Während dessen wurde die Debatte zwischen demokratischen und 
antidemokratischen Kräften geführt. Dieses Spannungsfeld führte dazu, dass sich bei den 
Beratungen zur Weimarer Reichsverfassung grundlegende Fragen ergaben. Im Folgenden 
soll auf solche Streitpunkte eingegangen werden, die einen Bezug zum in der vorliegen-
den Arbeit darzustellenden Recht auf Bildung aufweisen.

Dazu gehörte erstens die Klärung der Frage ob für die Verfassung überhaupt ein Grund-
rechtsteil von Nöten ist.4 Dabei wurde die hohe Bedeutung eines Grundrechtskataloges von 
einigen Abgeordneten „zur Verbreitung staatsbürgerlicher Bildung“ betont.5 Nach anderer 
Auffassung sollte die Weimarer Reichsverfassung überhaupt keinen Grundrechtsteil ent-
halten.6 Diese Frage ist deshalb von Relevanz, weil ein Grundrechtsteil selbstverständlich 
Voraussetzung für ein (Grund-)Recht auf Bildung war.

1  Von Münch/Kunig/Kunig/Kotzur, GG, Präambel Rn. 4.
2  Sachs/Sachs/Mann, GG, Vorbemerkungen zu Abschnitt I Rn. 9.
3  Dürig/Herzog/Scholz/Herdegen, GG, 105. EL, Art. 1 Abs. 3 Rn. 6.
4  Sinzheimer (SPD), in: Berichte, Nr. 21, S. 182, re. Sp.; Meißner, Das neue Staatsrecht, S. 219; 

Mausbach, Kulturfragen, S. 32 f.
5  Düringer (DNVP), in: Berichte, Nr. 21, S. 370, li. Sp.
6  Anschütz, WRV, S. 508.
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Zweitens bestanden hinsichtlich der einzelnen Institutionen und Grundrechte zahlrei-
che Fragen. Das – im hier interessierenden Bildungskontext bedeutende – Schulwesen 
stellte beispielsweise einen der bedeutendsten Streitpunkte im Gesetzgebungsverfah-
ren der Weimarer Reichsverfassung dar.7 Geklärt wurde dieser Streitpunkt durch den 
„Schulkompromiss“.8 Allerdings war dieser Kompromiss nur vordergründig und konnte 
in der Folgezeit zu keiner befriedigenden Lösung im Bildungsbereich führen.

Im Rahmen der Klärung dieser Fragen kollidierten immer wieder verschiedene Strö-
me: Einerseits die konservativen Kräfte mit ihrem Beharrungsvermögen und andererseits 
die demokratischen Kräfte mit ihrem Veränderungsbestreben. Ganz eindeutig waren aller-
dings auch diese Positionen nicht. So verhandelte die MSPD vor der zweiten Lesung der 
Schul-Verfassungsartikel geheim mit der Deutschen Zentrumspartei, in der eine grundsätz-
liche Einigung darüber erzielt wurde, dass weltliche, konfessionelle und Simultanschule 
als gleichwertig anerkannt werden sollten.9 Dieses Spannungsverhältnis prägte auch die 
Verfassung deutlich: So wies ihr Grundrechtsteil einen Kompromisscharakter auf, anstatt 
ein einheitliches Gebilde zu ergeben. Dies entstand durch die verschiedenen Parteiwün-
sche10 bzw. politischen Strömungen11. Dass überhaupt eine Bezeichnung als Kompromiss 
besteht, macht den Widerspruch zu dem sonst verbindlichen und stabilen Charakter einer 
Verfassung als Staatsgrundlage deutlich.

Diese Streitigkeiten bei der Ausgestaltung hatten zur Folge, dass der Verfassungstext 
zwar (vermeintlich) eindeutig ist, letztlich aber von Anfang an mit großen Unklarhei-
ten verbunden war und großes Konfliktpotential aufwies. Der Verfassungsgesetzgeber 
„vertagt[e somit] eine Reihe von Streitfragen auf bessere Zeiten“12. Die Gefahren, die 
der Kompromiss mit sich brachte, kündigten sich somit bereits im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens an.13 Die Auswirkungen dieses Konfliktpotentials werden am Beispiel der 
Volksbildungsklausel deutlich. Die Mitglieder des Verfassungs-Ausschusses konnten dies-
bezüglich auf keine Vorläufer zurückgreifen. Zu Beginn der Beratungen über die Volks-
bildungsklausel wurden daher gänzlich verschiedene Anträge eingebracht. Strittig war in 
diesem Zusammenhang z. B. die systematische Verortung der Bestimmung: Zunächst sollte 

7  Anschütz, WRV spricht von „harten Kämpfen“ (S. 678). Vergleiche auch Meißner, Das neue 
Staatsrecht, S. 207; Mauersberg, Ideen und Konzeption, S. 162; und Lenel, Über die Reichsverfas-
sung, S. 28. Ausführlich Mausbach, Kulturfragen, S. 84 – 93.

8  Anschütz, WRV, S. 678. Ausführlich Nipperdey/Landé, Grundrechte III, S. 12 – 16; Lundgreen, 
Schul-Sozialgeschichte II, S. 16 ff.; Krause-Vilmar/Breitgoff/Erhardt/Ramb, Lehrerschaft, S. 38 ff.

9  Krause-Vilmar/Breitgoff/Erhardt/Ramb, Lehrerschaft, S. 38.
10  Vor allem die Demokratische Partei, die Sozialdemokraten und das Zentrum (Bauer, Wertrela-

tivismus, S. 58); Bredt, Verfassungsgeist, S. 30.
11  Von „Kompromiss“ o. ä. sprechen Buschke. Grundrechte, S. 7; Meißner, Das neue Staatsrecht, 

S. 220; Bredt, Verfassungsgeist, S. 71; Mausbach, Kulturfragen, S. 34 und Nawiasky, Probleme der 
Reichsverfassung, S. 88; Lenel, Über die Reichsverfassung, spricht sogar von einer „nichtssagende[n] 
Kompromißformel“ (S. 30). Polemisch Freiherr v. Freytagh-Loringhoven, Lehre und Wirklichkeit, 
S. 344.

12  Geßler, Die Träger der Reichsgewalt, S. 18.
13  „Es haben sich aber Kräfte erhaltender und vorwärtsdrängender Art zu einem Kompromiß 

zusammengefunden. Möge die Volksbewegung stark genug sein, die Hemmungen, die sich bei uns 
dem einheitlichen Staate noch entgegensetzen, zu überwinden […]“ (Katzenstein (SPD), in: Berich-
te, Nr. 21, S. 369, re. Sp.).
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sie im Zusammenhang mit Wissenschaft und Kunst geregelt werden. Schlussendlich wurde 
sie jedoch bei den schulrechtlichen Verfassungsnormen verortet.14

Insgesamt lässt sich sagen, dass es viele Diskussionen und – zum Teil grundlegende – 
Streite bezüglich des Grundrechtsteils gab. Auch der letztlich gefundene Kompromiss war 
nur halbherzig. Es fehlte bei der Konzeption des Grundrechtsteils eine „einheitliche[.] 
Weltanschauung“15, die gleichsam als stringentes Konzept wirkte. Dies dürfte mitursäch-
lich dafür sein, dass die Grundrechte keine vergleichbare Stellung wie in der Bundesrepu-
blik erlangen konnten. Stattdessen, so eine zeitgenössische Äußerung, „haben einzelne 
Bestimmungen der G(rundrechte) in Gesetzgebung und in Rechtsprechung große Verwir-
rung angerichtet“16.

Dies bedeutet für das Recht auf Bildung mehreres: Erstens ist herauszuarbeiten, ob die 
Weimarer Reichsverfassung überhaupt subjektive Grundrechte enthielt. Zweitens, welche 
der in der Verfassung genannten Normen mit Bildungsbezug ein solches Recht darstell-
ten. Drittens, in welcher Form auch der Gesetzgeber an die Grundrechte gebunden war.

2. (Potentielle) bildungsbezogene Grundrechte 
der Weimarer Reichsverfassung im Überblick

Bevor die Grundrechtsdogmatik skizziert wird, soll kursorisch geprüft werden, ob es 
in der Weimarer Reichsverfassung überhaupt Anknüpfungspunkte für bildungsbezogene 
Grundrechte gibt. Die Grundrechte befanden sich in den Artikeln 109 – 165 WRV. Hier 
fanden sich einige Artikel, die einen Bildungsbezug aufweisen könnten. Ein beachtliches 
Beispiel stellen die schulbezogenen Artikel (Artikel 143 – 149) dar. Über diese Normen 
hinaus soll sich zur besseren Vergleichbarmachung mit dem Grundgesetz mit Artikeln aus-
einandergesetzt werden, die nach heutigem Verständnis einen Bezug zum Recht auf Bil-
dung haben. Ein Beispiel dafür ist das Recht auf Arbeit aus Art. 12 I GG. Darauf wird in 
der Bundesrepublik beispielsweise im Zusammenhang mit Hochschulklagen zurückgegrif-
fen.17 Das Pendant hierzu in der Weimarer Reichverfassung stellten die Artikel 151, 157, 
163 dar. Deshalb werden diese Normen im Folgenden entsprechend untersucht.

Damit lässt sich sagen, dass die Weimarer Reichsverfassung zahlreiche Anknüpfungs-
punkte für eine Untersuchung bildungsbezogener Grundrechte bietet. Daher ist nachfol-
gend zu klären, wie diese Grundrechte abstrakt zu qualifizieren sind, also welche Rolle sie 
hatten und auch ob der Gesetzgeber an sie gebunden war.

3. Rolle der Grundrechte in der Weimarer Reichsverfassung

Das Grundgesetz regelt in Art. 1 III GG die Bedeutung der Grundrechte: Die nach-
folgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung 
als unmittelbar geltendes Recht.

14  Nipperdey/Landé, Grundrechte III, S. 43.
15  Herre, Politisches Handwörterbuch I, S. 735, re. Sp.
16  Herre, Politisches Handwörterbuch I, S. 735, re. Sp.
17  BVerfG, NVwZ 2023, 591, 592 (Rn. 22).




